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betriebliche Transportmittel zur Verfügung gestellt werden, um 
die Einkellerungskartoffeln für die Belegschaftsmitglieder heran- 
zuholen und anderes mehr.

Das Neue an der Entwicklung der Gewerkschaftsarbeit besteht 
darin, daß sich jeder Gewerkschafter bewußt werden muß, daß 
die Verbesserung der materiellen Lage der Betriebsbelegschaften 
an die Erfüllung und Übererfüllung des Produktionsplanes, an die 
Steigerung der Produktion und an eine strenge Volkskontrolle 
gebunden ist. Die Beschlüsse über den demokratischen Neuaufbau 
der Wirtschaft und die Produktionssteigerung erfordern also auch 
eine gründliche Aufklärung über die Rolle der Gewerkschaften 
in Staat und Wirtschaft und über die Mitverantwortung, die die 
Gewerkschaften für die Produktion und für die Sicherung einer 
gerechten Verteilung haben. Deshalb haben die Gewerkschaften 
die Hauptverantwortung bei der Produktionskontrolie. Auch die 
beste Kontrolle kann aber nicht die Fehler in der Verwaltung 
wieder gutmachen, sondern nur weitere Fehler verhindern. Des­
halb müssen die Gewerkschaften ihre Personalpolitik verbessern, 
indem sie systematisch fähige Gewerkschafter aussuchen und 
schulen, damit diese Gewerkschaftsfunktionäre leitende Funk­
tionen in der Wirtschaft und Verwaltung übernehmen können.

Im übrigen scheint es, daß viele Gewerkschafter bei ihrer 
Arbeit ganz vergessen, über die sozialpolitischen Erfolge in der 
Ostzone zu sprechen und den Belegschaften zum Bewußtsein zu 
bringen, daß wir unter den schweren Bedingungen der Nach­
kriegszeit die weitest fortgeschrittene soziale Gesetzgebung nicht 
nur von Deutschland, sondern von Westeuropa; haben.

8. Wie muß man die Volksaufklärung und die Kulturarbeit 
verbessern ?

Bisher war es üblich, daß zwar bei Wahlen viel Papier ver­
braucht wurde; um der Bevölkerung aber die neuen Probleme 
im Interesse der Erfüllung der großen Aufgaben des demokra­
tischen und wirtschaftlichen Aufbaues klarzumachen, wurde nur 
wenig getan. 1st es nicht höchste Zeit, die Bevölkerung mit Hilfe 
von Flugschriften, Plakaten, Traktätchen, Betriebswandzeitungen, 
Merkblättern über die Fragen der Wirtschaftsplanung, des Land­
wirtschaftsplans und des Ablieferungssolls, über die Fragen der 
Entwicklung der Viehwirtschaft, der Produktionssteigerung ln den 
einzelnen Industrien, über Sabotage des Gegners usw. zu infor­
mieren? Die Fragen der Bevölkerung müssen offen beantwortet 
werden 1

Es ist Zeit, die Kulturarbeit in den Betrieben zu verbessern, 
gute Filme zur Verfügung zu stellen, künstlerische Darbietungen 
in den Betrieben zu bringen, die Betriebsbibliotheken auszubauen 
sowie dafür zu sorgen, daß Volkshochschulkurse in den Betrieben 
oder in unmittelbarer Nähe der Betriebe stattfinden und manches 
andere. Bisher haben sich viele Mitarbeiter der Volksbildungs­
ministerien und Volksbiidungsabteilungen dieser Aufgabe gegen­
über passiv verhalten, ist es nicht Zeit, daß die Volksbildungs­
abteilungen ihre demokratischen Aufgaben etwas weiter fassen 
als bisher? Ist es nicht auch notwendig, daß die Gewerkschaften 
den verschiedenen Volksbildungsorganen Vorschläge unterbreiten?

Das sind Aufgaben, die nicht nur vor der SED und den Ge­
werkschaften, sondern vor allen demokratischen Organisationen 
stehen. Die gemeinsame Arbeit des Blocks der antifaschistisch­
demokratischen Parteien bei der Durchführung der Bodenreform, 
beim Volksentscheid in Sachsen, bei der Ausarbeitung der demo­
kratischen Verfassungen findet jetzt ihre Fortsetzung in der 
gemeinsamen Lösung der Produktionsaufgaben und der Volks- 
kontroile, der Grundbedingung für die Verbesserung der Lage 
der Bevölkerung.

Diese neuen wirtschaftlichen Aufgaben zwingen dazu, die 
Massenorganisationen mehr als bisher zum Träger der neuen 
demokratischen Ordnung zu machen und mehr zur Beratung und 
zur Mitarbeit heranzuziehen; sie zwingen aber auch zur Kritik 
und zur Selbstkritik. Ohne die Kritik, ohne die offene Aufzeigung 
von Fehlern ist es nicht möglich, die ganze Masse der Bevölke­
rung zu überzeugen, ihr klarzumachen, was an Mißständen und 
alten Arbeitsmethoden überwunden werden muß. Möge jeder 
mithelfen, damit in der Partei, in den Massenorganisationen und 
in der Verwaltung auf neue Weise gearbeitet wird — zum Nutzen 
unseres ganzen Volkes 1

ln den Beschlüssen unseres Zweiten Parteitages wird zu den 
Problemen der Umsiedler folgendes gesagt:

„Gegen die verbrecherischen Versuche politischer Hochstap­
ler, die Not der Heimkehrer und Umsiedler zu einer chauvini­
stischen Verhetzung unseres Volkes auszunutzen, ist der schärfste 
Kampf zu führen. Das Versprechen einer Rückkehr der Umsied­
ler in ihre frühere Heimat ist Volksbetrug. Es gilt, allen Umsied­
lern Arbeit, Wohnung und die notwendige Hilfe zu gewähren, 
damit ihnen in ihrer neuen Heimat neue Hoffnung gegeben wird/'

Damit wird die Aufmerksamkeit unserer Parteiorganisation 
auf Fragen gelenkt, deren erfolgreiche Lösung ein äußerst wich­
tiger Teil unseres Kampfes für die Demokratisierung und gegen 
die Reaktion ist.

Die Größe der Aufgabe ergibt sich schon allein aus der Zahl 
der Umsiedler. Rund 12 Millionen Menschen wurden umgesie­
delt, müssen im neuen, verkleinerten Deutschland Wohnung, Ar­
beit, eine neue Heimat finden. Von der Lösung sind wir nicht 
zuletzt dank der organisierten Widerstände gewisser reaktio­
närer Kräfte noch weit entfernt. Selbst in der Sowjetzone, wo für 
die Unterbringung und Seßhaftmachung der Umsiedler viel ge­
tan wurde und getan wird, ist diese Aufgabe noch lange nicht 
zufriedenstellend gelöst. Die reaktionären Kreise inner- und 
außerhalb Deutschlands nützen die Schwierigkeiten geschickt aus, 
um die Umsiedler zu beeinflussen und sie im Dienste ihrer ver­
brecherischen Bestrebungen gegen Frieden und Demokratie zu 
mißbrauchen. Sie glauben, in den Umsiedlern eine Basis für eine 
skrupellose nationalistische Hetze, für die Züchtung einer Re­
vanchebewegung zur Revision der Ostgrenze und für die Ent­
faltung einer antisowjetischen Kampagne gefunden zu haben. 
Darum ist unter den Umsiedlern neben der ihnen zu leistenden 
materiellen Hilfe eine systematische und sehr intensive politische 
Arbeit nötig. Das muß einmal mit aller Klarheit ausgesprochen 
werden, weil diese Arbeit durch unsere Parteiorganisationen sehr 
vernachlässigt wurde und noch immer vernachlässigt wird.

Unsere Arbeit unter den Umsiedlern leidet unter der stark 
verbreiteten Meinung, daß diese Menschen in absehbarer Zeit 
doch wieder in ihre frühere Heimat zurückkehren würden. Diese 
Meinung hat sogar da und dort Eingang in unsere Partei ge­
funden. Darum glauben auch manche Genossen, daß einige drin­
gende und gutgemeinte Wohltätigkeitsmaßnahmen vollauf ge­
nügten. Sie müssen aber endlich zu der Erkenntnis kommen, daß 
die Umsiedler bei uns bleiben, daß ihre Seßhaftmachung in der 
neuen Heimat ein Teil der Demokratisierung Deutschlands ist. 
Was macht zum Beispiel die polnische und tschechoslowakische 
Demokratie immer wieder mißtrauisch gegen das neue Deutsch­
land? Neben anderem die reaktionäre Hetze und Revanche­
propaganda unter den Umsiedlern, der die wirklichen deutschen 
Demokraten bisher wenig energisch entgegengetreten sind und 
die wir bisher nicht zu unterbinden verstanden haben. Das soll 
jeder Funktionär, jedes Mitglied unserer Partei wissen und sein 
Verhalten entsprechend einrichten. Von der politischen Bearbei­
tung der Millionen Umsiedler wird es abhängen, ob diese Opfer 
der Wahnsinnspolitik der deutschen Imperialisten zu einem Fak­
tor des demokratischen Neuaufbaues oder zu einer Reserve der 
in- und ausländischen Reaktion, zu einem ständigen Herd der 
Unruhe werden.

Welche Fragen werden nun unter den Umsiedlern hauptsäch­
lich diskutiert? Agenten der in- und ausländischen Reaktion 
schüren systematisch die Stimmung, daß die Aus- und Umsied­
lung eine einseitige Maßnahme der Sowjetunion, Polens und der 
Tschechoslowakei sei und daß die Amerikaner oder Engländer 
damit nichts zu tun hätten. Diesen Manövern muß die Tatsache 
entgegengehalten werden, daß die Aussiedlung auf Grund ge­
meinsamer Beschlüsse der Alliierten erfolgte. Auf der Pots­
damer Konferenz im Juni 1945 wurde vereinbart, „daß eine Um­
siedlung der in Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn ver­
bliebenen deutschen Bevölkerung oder eines Teiles dieser Be-
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